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Im vergangenen Mai hat der Bundesrat ein Import-
verbot für tierquälerisch erzeugte Pelzprodukte 
sowie eine Deklarationspflicht für Stopfleberer-
zeugnisse und bestimmte tierische Lebensmittel, 
die im Ausland mit schmerzverursachenden Ein-
griffen ohne Schmerzausschaltung gewonnen 
werden, beschlossen. Insbesondere das Pelzim-
portverbot ist aus Tierschutzsicht als Meilenstein 
zu werten. Die neuen Regelungen enthalten je-
doch auch gewichtige Schwachpunkte.

Seit 2014 müssen Pelzprodukte, die in der Schweiz 
zum Verkauf angeboten werden, mit einer Deklarati-
on versehen sein. Diese gibt Auskunft darüber, von 
welcher Tierart der jeweilige Pelz stammt, wo er her-
kommt und auf welche Weise das Tier gehalten bezie-
hungsweise gejagt wurde. Da die Deklarationspflicht 
aber seit ihrer Einführung von den Verkaufsstellen 
flächendeckend missachtet wird, hatte der Bundes-
rat bereits vor rund zwei Jahren angekündigt, ein Im-
portverbot für tierquälerisch hergestellte Pelzpro-
dukte zu erlassen. Am 28. Mai 2025 hat er nun die 

entsprechenden Verordnungsanpassungen verab-
schiedet. Diese sehen vor, dass Pelze künftig nur 
noch in die Schweiz eingeführt werden dürfen, wenn 
sie nachweislich von zertifizierten Betrieben stam-
men, die keine tierquälerischen Methoden anwen-
den. Das Verbot gilt jedoch nicht für Pelzprodukte, 
die zum Eigengebrauch, als Übersiedlungsgut oder 
zu nicht kommerziellen Ausstellungs- oder For-
schungszwecken importiert werden.

Es ist höchst erfreulich, dass die Einfuhr tierquäle-
risch gewonnener Pelzerzeugnisse untersagt wird. 
Nur auf diese Weise lässt sich verhindern, dass 
durch eine inländische Nachfrage tierquälerische 
Herstellungsmethoden, die ein Grossteil der Schwei-
zer Bevölkerung klar ablehnt, im Ausland gefördert 
werden. Die neue Regelung weist jedoch auch Män-
gel auf. Scharf zu kritisieren ist insbesondere, dass 
Pelze von Tieren, die mit sogenannten Schlagfallen 
gejagt wurden, gemäss den Erläuterungen des Bun-
desrats zu den Verordnungsanpassungen vom Im-
portverbot ausgenommen sind. Solche Fallen führen 

aufgrund ihrer unzuverlässigen Wirkungsweise nicht 
selten zu einem langsamen, schmerzhaften Tod der 
Tiere, weshalb ihr Einsatz als klar tierquälerisch zu 
bezeichnen ist. Ausserdem bergen sie ein hohes Risi-
ko für Fehlfänge, womit sie auch aus Artenschutz-
sicht bedenklich sind. In der Schweiz ist die Jagd mit 
Schlagfallen wegen ihrer Tierschutzrelevanz ausdrü-
cklich verboten. Vor diesem Hintergrund ist in keiner 
Weise nachvollziehbar, weshalb der Bundesrat de-
ren Einsatz im Zusammenhang mit der Pelztierjagd 
im Ausland als nicht tierquälerisch beurteilt.

Gleichzeitig mit den genannten Anpassungen auf 
Verordnungsstufe veröffentlichte der Bundesrat 
auch seine Botschaft zur «Pelz-Initiative», welche die 
Verankerung eines Importverbots für tierquälerisch 
gewonnene Pelzprodukte auf Verfassungsstufe for-
dert. Der Bundesrat lehnt die Initiative ab, legt dem 
Parlament aber einen indirekten Gegenvorschlag 
auf Gesetzesebene vor. Gemäss diesem sollen zu-
sätzlich zum Import auch die Durchfuhr entspre-
chender Pelzerzeugnisse und der innerstaatliche 
Handel mit solchen untersagt werden. Das Parla-
ment wird sowohl die Initiative als auch den Gegen-
vorschlag zu gegebenem Zeitpunkt beraten.
Ebenfalls wurde vom Bundesrat die Einführung ei-
ner Deklarationspflicht für gewisse importierte tieri-
sche Lebensmittel beschlossen. Diese sieht konkret 
vor, dass bei Rind-, Schweine-, Hühner- und Truthüh-
nerfleisch, Froschschenkeln, Kuhmilch und Hühner-
eiern künftig ein Vermerk anzubringen ist, wenn die 
Produkte mit schmerzverursachenden Eingriffen 
ohne Schmerzausschaltung gewonnen wurden bzw. 
im Rahmen der Herstellung bestimmte, in der be-
treffenden Verordnung umschriebene Praktiken zur 
Anwendung gelangten. Zudem müssen Produkte 
aus der Stopfmast (beispielsweise Foie gras) neu mit 
dem Hinweis versehen werden, dass sie von zwangs-
ernährten Gänsen bzw. Enten stammen.

Aus Tierschutzsicht unzureichend
Die neuen Kennzeichnungsvorschriften sind zwar 
ein Schritt in die richtige Richtung, aber aus Tier-
schutzsicht unzureichend. Ein Schwachpunkt der 
vorgesehenen Deklarationspflicht liegt insbesonde-
re in der Beweislastverteilung: Die Behörden können 
fehlende Kennzeichnungen nur dann beanstanden, 

wenn ihnen der Nachweis gelingt, dass die be-
treffenden Produkte tatsächlich mit einer kennzeich-
nungspflichtigen Methode gewonnen wurden. Hier-
für müssten sie allerdings die im Ausland liegenden 
Produktionsbetriebe kontrollieren, was einerseits 
mit einem unverhältnismässigen Aufwand und an-
derseits mit rechtlichen Schwierigkeiten verbunden 
wäre. Eine seriöse Überprüfung der Einhaltung der 
Deklarationspflicht wird damit weitestgehend verun-
möglicht. Wesentlich sinnvoller wäre eine Regelung, 
die den Verkaufsstellen die Beweislast auferlegt hät-
te. Diese müssten dann den Nachweis erbringen, 
dass nicht deklarierte Produkte tatsächlich ohne die 
anzugebenden tierquälerischen Methoden gewon-
nen wurden.
Aus Tierschutzsicht wäre somit auch in Bezug auf die 
von der Deklarationspflicht betroffenen Produkte 
ein Einfuhrverbot angezeigt, da die entsprechenden 
Herstellungsmethoden nach Schweizer Massstab als 
klare Tierquälereien zu qualifizieren und dement-
sprechend hierzulande untersagt sind. Die vom Bun-
desrat beschlossenen Neuerungen sind insgesamt 
aber dennoch als bedeutender Fortschritt gegen-
über der aktuellen Situation zu betrachten. Die neu-
en Vorschriften sind per 1. Juli 2025 mit einer Über-
gangsfrist von zwei Jahren in Kraft getreten.

Pelzimportverbot und Deklarations-
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